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Teil I : Struktur und Entwicklung des öffentlichen Sektors 

1 Zur Rolle des Staates 

1.1 Formen staatlicher Einflußnahme 

Hochentwickelte Volkswirtschaften sind in der Regel durch einen großen 

Ante i l der von den öffent l ichen  Haushalten übernommenen Aufgaben ge-

kennzeichnet. M i t wachsendem Wohlstand und fortschreitender  Arbei ts te i -

lung t r i t t die Nachfrage nach Gütern des gehobenen Bedarfs in den Vorder-

grund; hierzu zählen auch zahlreiche "öf fent l iche"  Güter (Bildung, Wissen-

schaft, Kul tur und Gesundheit, aber auch die Auslagerung häuslicher Dienste 

wie Kindererziehung oder Altenpflege). Einmal steigt das individuelle Be-

dürfnis nach Nutzung solcher Angebote, zum anderen zwingen ökonomische 

Bedingungen - erhöhte berufliche Mobi l i tä t , technischer For tschr i t t - dazu. 

Offen  bleibt die Frage, ob in jedem Falle die Leistungsbereitstellung in 

staatl icher Regie erfolgen muß oder ob nicht andere, ef f iz ientere  Organi-

sationsformen denkbar sind. 

Schon hier zeigt sich, daß jeder Versuch, den Umfang des staatl ichen 

Einflusses auf die ökonomischen Akt iv i tä ten einer Volkswirtschaft  und deren 

Rückwirkungen auf den öffentl ichen  Sektor abzuschätzen, m i t großen 

Schwierigkeiten verbunden ist. 

Die Ar t der Zuordnung und damit auch der numerische Ausweis des 

Staatseinflusses hat nicht nur formalen Charakter, sondern Auswirkungen 

auf die Höhe und Struktur des Sozialprodukts. Wird z.B. ein Theater im 

Rahmen des Staatskontos geführt,  sind die laufenden Kosten dieses Theaters 

- sofern sie nicht durch den Verkauf von Eint r i t tskar ten gedeckt werden -

Bestandteil des Staatsverbrauchs, während der Kauf der Eint r i t tskar ten als 

private Konsumausgabe definiert  ist. Wird das gleiche Theater hingegen als 

wirtschaft l iches Unternehmen geführt,  so wird auf der Verwendungsseite der 

Sozialproduktberechnung nur der private Konsum berührt. Ebenso sind die 

Kr i ter ien für die Abgrenzung der nicht zum Staatssektor zählenden parafis-

kalischen Einrichtungen oftmals nicht eindeutig. So werden von den Kirchen 
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zum großen Tei l öf fent l iche  Aufgaben er fü l l t  (wie kar i ta t ive Tätigkeiten) 

und auch die Finanzierungsquellen haben überwiegend Zwangscharakter 

(Kirchensteuer). Ähnliches g i l t für Kindergärten, Altenheime usw., die von 

privaten Organisationen ohne Erwerbscharakter  getragen werden. 

Im System der Gesamtrechnung des Statistischen Bundesamtes umfaßt der 

Sektor Staat neben den Haushalten von Bund, Ländern und Gemeinden die 

Sozialversicherungsträger,  das ERP-Sondervermögen des Bundes und den 

Lastenausgleichsfond. Hinzu kommen Zweckverbände und Organisationen 

ohne Erwerbscharakter,  deren M i t t e l vornehmlich aus öffent l ichen  Abgaben 

stammen und die Aufgaben von Hoheits- und Kämmereiverwaltungen er-

füllen (z.B. Kommunale Schulzweckverbände, nicht aber Zweckverbände 

etwa im Bereich der Energieversorgung). 

N icht zum Sektor Staat zählen hingegen die im Eigentum von Bund, Ländern, 

Gemeinden und der Sozialversicherung befindlichen Unternehmen (Kommu-

nale Versorgungs- und Verkehrsunternehmen, Deutsche Bundesbahn, 

Deutsche Bundespost usw.), ebensowenig die Wohnungsbauförderungsan-

stalten der Länder. Ebenfalls nicht erfaßt sind Kirchen, polit ische Parteien, 

Berufsverbände.  Die im Besitz oder unter Kontrol le des Staates befindlichen 

Einrichtungen werden dann dem Unternehmenssektor zugerechnet, wenn sie 

"andere als eindeutig staatl iche Aufgaben"^ wahrnehmen. 

Quantif izierbar  sind nur Teilbereiche der staatl ichen Einflußnahme auf den 

Wirtschaftskreislauf,  vergleichsweise einfach jene, die in monetären Größen 

(Ausgaben und Einnahmen) ihren Ausdruck finden. Mi tunter können "hoheit-

l iche" Interventionen in Form von Gesetzen u.ä. stärkere Verhaltensänderun-

gen bei den Wirtschaftssubjekten hervorrufen  als f inanziel le Anreize bzw. 

Abgaben. Beiden Interventionsformen ist gemein, daß sie die Rahmenstruk-

tur des Systems, die Marktregeln und die Verhaltensparamater der Wir t -

schaftssubjekte verändern. Aus funktionaler Sicht steht dahinter die klas-

sische Einteilung der staatl ichen Akt iv i tä ten auf der Al lokat ions- , Stabi l i -

sierungs- und Distributionsebene. M i t der Beeinflussung der Marktparameter 

ist in der Regel eine Korrektur der prozessualen Schwankungen oder die 

Behebung fr ik t ionel ler  Störungen in Sektoren oder Regionen intendiert . 

Diese Eingrif fe  können konjunktur- oder strukturpol i t isch mot iv ier t sein; 

Überlappungen von Al lokat ions- und Stabilisierungsfunktion sind dabei häu-

fig. 
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Unterscheidungsmerkmal ist vor allem die Befristung der Maßnahmen und 

damit auch der Wirkungsumfang. Stabiiisierungspolitische Eingri f fe  zielen 

weniger auf eine Veränderung der Rahmenbedingungen, sondern auf eine 

zeit l iche Verschiebung von Vorhaben, um eine gewisse Glättung der prozes-

sualen Ausschläge zu erreichen. Eine Veränderung der Verhaltensweisen auf 

längere Sicht wird, jedenfalls gedanklich, nicht angestrebt. Strukturpol i-

tische Interventionen hingegen sind in der Regel längerfrist iger  Natur und 

darauf ausgerichtet, Strukturen auf Dauer zu verändern. Beispiele sind die 

Erhöhung der Innovationsfähigkeit, Erschließung neuer Wachstumsfelder, 

Einleitung von Substitutionsprozessen. In umgekehrter Richtung wirken 

"disincentives" in Form von Innovations- und Investitionshemmnissen. 

Neben diesen beiden grundsätzlichen Interventionstypen hat der Staat die 

Mögl ichkeit , über Beteil igungen an Unternehmen Einfluß auf die strukturel le 

Entwicklung zu nehmen. Die Schwerpunkte der öffent l ichen  Unternehmen 

liegen in infrastrukturnahen  Bereichen wie Versorgung, Verkehr und Woh-

nungswesen, aber auch im Kreditwesen und - Ausfluß der historischen Ent-

wicklung - im industriel len Sektor. Die Spannweite reicht von Unternehmen, 

die ausschließlich Aufgaben " im öffentl ichen  Interesse" wahrnehmen, bis hin 

zu Unternehmen, die im Wettbewerb zu rein pr ivatwir tschaf t l ich  organisier-

ten Unternehmen stehen. 

1.2 Legitimationsaspekte der Staatstätigkeit 

Eine realitätsbezogene Einschätzung der Rolle des Staates in hochkomplexen 

Wirtschaftssystemen muß davon ausgehen, daß eine pr ivatwir tschaf t l ich 

organisierte, über den Markt absetzbare Produktion nicht immer eine 

ef f iz iente  Versorgung bzw. Verteilung sichert. Es gibt zahlreiche staatl iche 

Akt iv i tä ten, denen für die wir tschaft l iche Entwicklung eine Basisfunktion 

zukommt. Es existieren Marktunvol lkommenheiten, ebenso gibt es das 

Faktum, daß die Viel fa l t von gesetzlichen Vorschriften  ein Instrument des 

Interessenschutzes bzw. Ausdruck der Notwendigkeit von Koordination und 

Kooperation bei widerstreitenden Interessen ist. Eine wesentliche Staatsauf-

gabe ist es auch, ein soziales K l ima zu schaffen,  in dem Konf l ik te ohne 

große Reibungen demokratisch geregelt werden können. Übersehen werden 

darf  auch nicht, daß Höhe und Umfang der Staatsakt iv i täten Ausdruck der 

gesellschaftlich und poli t isch f ix ierten Wertvorstellungen sind, die sich 




